
§ 9.2 Tierschutz, Art. 20a GG

Im Jahr 2002 wurde Art. 20a GG um den Tierschutz ergänzt. Vorausgegangen wa-
ren zahlreiche Initiativen und Gesetzesanträge. Erst unter dem Eindruck der Ent-
scheidung des BVerfG zum betäubungslosen Schächten1 kam es jedoch zu einem
fraktionsübergreifenden Vorschlag, der die Zustimmung, der für eine Änderung
des Grundgesetzes notwendigen Zwei-Drittel-Mehrheit, erhielt.2

Mit der Verankerung des Tierschutzes in Art. 20a GG wollte der Gesetzgeber
u. a. die Einschränkung vorbehaltloser Grundrechte (insbesondere Art. 4 I und II;
5 III S. 1 GG) durch die Schaffung eines neuen „verfassungsrechtlichen Belangs“
ermöglichen.3 Damit wurde der bereits einfachrechtlich verankerte Tierschutz ex-
plizit zur Staatszielbestimmung erhoben4 und normativ aufgewertet.5

A. Schutzgut und Schutzumfang

Geschützt sind zunächst einschränkungslos alle Tiere in einem biologischen
Sinne. Allein der Mensch wird, trotz seiner biologischen Einordnung als Men-
schenaffe (höhere Säugetiere), nicht als Tier i. S. d. Art. 20a GG verstanden. Über-
wiegend wird dem Art. 20a GG, ausgehend von der Entstehungsgeschichte, ein
abgestuftes Schutzkonzept abhängig von der Empfindungs- und Leidensfähigkeit
einzelner Tierarten entnommen.6

Das Tierschutzgebot umfasst staatliche Unterlassungspflichten und positive
Handlungspflichten (ähnlich den grundrechtlichen Schutzpflichten) zum Schutz
der Tiere vor Beeinträchtigungen durch Private. Sachlich beziehen sich die positi-
ven Handlungspflichten vor allem auf die artgerechte Haltung, die Verhinderung
vermeidbarer Leiden und den Schutz der Lebensräume wildlebender Tiere.7 Der

1 BVerfG, Urt. v. 15.1.2002, Az.: 1 BvR 1783/99 = BVerfGE 104, 337 – Schächten.
2 Zu Entstehungsgeschichte ausführlich: Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, 3. Aufl. 2016, Art. 20a
GG Rn. 1 ff.
3 Siehe dazu etwa: Gärditz, in: Landmann/Rohmer, 68. EL 2.2013, Art. 20a GG Rn. 70.
4 Zur normativen Bedeutung einer Staatszielbestimmung siehe Wiedmann, § 9 Konkrete Staats-
zielbestimmungen und ihre rechtliche Wirkung in diesem Lehrbuch.
5 Mit umfangreichen Nachweisen auch zu Gegenstimmen: Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG,
3. Aufl. 2016, Art. 20a GG Rn. 10.
6 Gärditz, in: Landmann/Rohmer, 68. EL 2.2013, Art. 20a GG Rn. 66m. w. N.; Murswiek, in: Sachs,
GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 31 b; Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 55;
anders wohl: Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, Kommentar, 3. Aufl. 2016, Art. 20a GG Rn. 6.
7 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 58, 59.
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Gesetzgeber hatte ein „ethischesMindestmaß“anTierschutz vorAugen.8Nachver-
breiteter Auffassung soll Art. 20a GG darüber hinaus ein Optimierungsgebot be-
inhalten,welches denStaat verpflichtet das Ziel Tierschutz so gutwie rechtlich und
faktisch möglich zu verwirklichen.9 Allerdings hat die Erreichung dieses Ziels kei-
nen absoluten Vorrang gegenüber anderen gegenläufigen Verfassungsprinzipien.
So ist es dem Gesetzgeber und teilweise der Verwaltung überlassen, einen Aus-
gleich zwischen verschiedenen gleichrangingen Optimierungsgeboten, nament-
lich im Hinblick auf Grundrechte, zu schaffen. Angesichts der inhaltlichen Un-
schärfe des Art. 20a GG wird dem Gesetzgeber in Erfüllung der Tierschutzaufgabe
ein weiter Gestaltungsspielraum zuerkannt, der ähnlich wie im Bereich der grund-
rechtlichen Schutzpflichten nur bei einer völlig unzulänglichen Tierschutzgesetz-
gebung verletzt sei.10 Daneben dürfte sich für den Tierschutz – ebenso wie für den
Umweltschutz– aus Art. 20a GG ein Verschlechterungsverbot ableiten lassen.11

B. Subjektstellung und gerichtliche Durchsetzung

Die Subjektstellung von Tieren wird seit langem diskutiert.12 Dadurch, dass die
Ecuadorianische Verfassung aus dem Jahre 2008 explizit Rechte der Natur an-
erkennt (Art. 71 ff. Verfassung von Ecuador), Gerichte in einigen Staaten des Glo-
balen Südens solche Rechte und ihre prozessuale Durchsetzung zuließen, und
weitere Staaten solche Rechte einfachgesetzlich anerkannt haben, hat die Debatte
erneut an Fahrt aufgenommen.13

Vereinzelt finden sich auch Beiträge die Klagerechte „nichthumaner Rechts-
personen“ de lege lata über Rückgriff auf Art. 1 I i. V. m. Art. 20a GG oder auf
Art. 19 III i. V. m. 20a GG herleiten.14 Einige Autor:innen treten de lege ferenda für
die Einführung von Grundrechten für Tiere ein.15 Gestützt auf diese Entwicklun-
gen hat PETA versucht im Namen deutscher Ferkel mit einer Verfassungsbe-

8 Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, Kommentar, 3. Aufl. 2016, Art. 20a GG,Rn. 11.
9 Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 26; Murswiek, in: Sachs, GG, 9. Aufl.
2021, Art. 20a Rn. 53 und 70 jeweils m. w. N.
10 Murswiek, in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20a Rn. 51a; Epiney, in: v. Mangoldt/Klein/Stark,
GG, 7. Aufl. 2018, Art. 20a Rn. 62.
11 Caspar/Geissen, NVwZ 2002, 913 (914); Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, 3. Aufl. 2016, Art. 20a
GG Rn. 21.
12 Siehe etwa: Bosselmann, KritJ 1986, 1; Stone, Should TreesHave Standing?, 2010 (Neuauflage).
13 Im Überblick: Babcock, Ecology Law Quarterly 2016, 1 ff.; Gutmann, ZUR 2016, 611.
14 Fischer-Lescano, ZUR 2018, 205 (213).
15 z.B. Stucki, Grundrechte für Tiere, 2016.
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schwerde gegen die betäubungslose Kastration von Ferkeln vorzugehen.16 Das
BVerfG lehnte die Beschwerde in einem Nichtannahmebeschluss jedoch als offen-
sichtlich unzulässig ab.17

Überwiegend wird dem Grundgesetz eine anthropozentrische Perspektive at-
testiert (vgl. Art. 1 I GG) womit nicht-menschliche Eigenrechte unvereinbar wä-
ren.18

C. Typische Fallgestaltungen: Tierschutz in der Abwägung

Adressaten der Verpflichtung zum Tierschutz sind alle Organe des Staates. Auch
im Bereich der mittelbaren Staatsverwaltung kann Art. 20a GG eine Rolle spielen,
etwa bei der Haltung von Versuchstieren in staatlichen Universitäten. Auch bei
erwerbswirtschaftlichen Betätigungen des Staates kann Art. 20a GG im Rahmen
der staatlichen Einflussmöglichkeiten, eine Rolle spielen.19 Praktische Bedeutung
erlangt Art. 20a GG regelmäßig in Abwägungsentscheidungen mit Grundrechten
von Menschen. Eine häufig anzutreffende Konstellation ist hier das religiös be-
gründete Schächten.

Die Einfügung des Tierschutzes in Art. 20a GG ändert nach Ansicht der Recht-
sprechung nichts an der Verfassungsmäßigkeit der grundsätzlich behördlichen
Befugnis das betäubungslose Schächten in Ausnahmefällen zu genehmigen. Je-
doch muss die Erteilung einer solchen Genehmigung im Einzelfall nun auch auf
ihre Vereinbarkeit mit Art. 20a GG geprüft werden.20 Auch das politische wieder-
holt diskutierte Töten männlicher Küken (sogenanntes „Kükenschreddern“) und
dagegen gerichtete behördliche Verbotsverfügungen beschäftigten bereits die
Gerichte. Nach Ansicht des OVG Münster überwiegen in der notwendigen umfas-
senden Äbwägungsentscheidung die über Art. 12 I GG berücksichtigungsfähigen
wirtschaftlichen Belange der Brütereien die Belange des Tierschutzes.21 Daneben
hat die Rechtsprechung den in Art. 20a GG verankerten Tierschutz vor allem he-
rangezogen, um Eingriffe in die Wissenschaftsfreiheit (Art. 5 III S. 1 GG) und die

16 Siehe zur verfassungsrechtlichen Problematik der Ferkelkastration: Peters/Arnold, Rechts-
gutachten zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der Verlängerung der betäubungslosen Kastration
männlicher Ferkel durch das Vierte Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes v. 17.12.2018.
17 Rath, taz, 8.6.21, Verfassungsbeschwerde abgelehnt: Ferkel scheitern in Karlsruhe.
18 Gärditz, in: Landmann/Rohmer, 68. EL 2.2013, Art. 20a GG Rn. 66.
19 Gärditz, in: Landmann/Rohmer, 68. EL 2.2013, Art. 20a GG Rn. 66.
20 Dazu: Hirt/Maisack/Moritz, TierSchG, 3. Aufl. 2016, Art. 20a GG Rn. 13
21 Siehe etwa: BVerfG, Urt. v. 24.11.2010, Az.: 1 BvF 2/05 = BVerfGE 128, 1 – Gentechnikgesetz
und BVerwG, Urt. v. 13.04.1995, Az.: 4 B 70/95 = NJW 1995, 2648 – Kunstfreiheit.
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Kunstfreiheit (Art. 5 III S. 1 GG) zu rechtfertigen.22 So lassen sich etwa Tierversu-
che unter Rückgriff auf Art. 20a GG einschränken. Im Einzelfall kommt es hier
auf die abstrakte Wertigkeit der abzuwägenden Belange und deren konkrete Be-
troffenheit an.23 Die abstrakte Wertigkeit des Tierschutzes in der Abwägung ist
schwer zu bestimmen. Teilweise wird angenommen, gegenüber dem Schutz der
natürlichen Lebensgrundlagen komme dem Tierschutz nur eine deutlich geringe-
re Bedeutung zu.24 Dies wird damit begründet, dass der Schutz der Lebensgrund-
lagen im Zusammenhang mit Art. 1 I GG stehe. Das dürfte sich aber primär auf
existentielle Lebensgrundlagen (z. B. eine erträgliche globale Durchschnittstem-
peratur die nicht zur Überschreitung von Kipppunkten führt25) beziehen. Gegen-
über sonstigen Allgemeinwohlbelangen dürfte Art. 20a GG als deutliche Aufwer-
tung des Tierschutzes zu verstehen sein.26

D. Ausblick

Der Tierschutz wird in Deutschland einfachgesetzlich über das TierSchG und be-
gleitende Verordnungen (etwa zur Schlachtung und zum Transport) gestützt und
ist in einigen Bereichen auch stark europarechtlich determiniert. Allerdings leidet
der Tierschutz in Deutschland an einem erheblichen Durchsetzungsdefizit.27

Zunehmende Bedeutung könnte dem in Art. 20a GG verankerte Tierschutz in
Bezug auf die immer häufiger in die Kritik geratene Massentierhaltung zukom-
men. Die dort verbreiteten Methoden und Haltungsbedingungen entsprechen
vielfach kaum einer artgerechten und qualfreien Haltung. Dies gilt selbst dann,
wenn entsprechende Haltungsverordnungen eingehalten werden. Insofern muss
die Frage aufgeworfen werden, ob entsprechende einfachgesetzliche und ad-
ministrative Konkretisierungen des Tierschutzauftrags noch mit Art. 20a GG ver-
einbar sind. Wie bei jedem objektiven Verstoß gegen den Schutzauftrag des
Art. 20a GG stellt sich dann aber die Frage der gerichtlichen Durchsetzbarkeit.

22 OVG Münster, Beschl v. 20.05.2016, Az.: 20 A 488/15 = BeckRS 2016, 46153.
23 BVerfG, Urt. v. 24.11.2010, Az.: 1 BvF 2/05 = BVerfGE 128, 1 – Gentechnikgesetz und BVerwG,
Urt. v. 13.04.1995, Az.: 4 B 70.95 = NJW 1995, 2648 – Kunstfreiheit.
24 Zur Verhältnismäßigkeitsprüfung siehe etwa: Buser, Hauptstadtfälle – Tipps, Gliederung: Die
Verhältnismäßigkeitsprüfung in der Fallbearbeitung.
25 Gärditz, in: Landmann/Rohmer, 68. EL 2.2013, Art. 20a GG Rn. 65; Epiney, in: v. Mangoldt/
Klein/Stark, GG, 7. Aufl. 2018, Art. 20a Rn. 88; Jarass, in: Jarass/Pieroth, GG, 16. Aufl. 2020,
Art. 20a Rn. 13.
26 Dazu: Buser, DVBl. 2021, 1389 ff.
27 Vgl. Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG, 3. Aufl. 2015, Art. 20a Rn. 70, 78, 80; krtisch: Murswiek,
in: Sachs, GG, 9. Aufl. 2021, Art. 20a, Rn. 72a.
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Weiterführende Studienliteratur
– Buser/Ott, „Zur Ökologisierung des Rechts: Rechte der Natur als Paradigmenwechsel“,

in: Adloff/Busse, Welche Rechte braucht die Natur?, 2021, 159.
– Fallbeispiel: Freie Universität Berlin, Hauptstadtfälle, Wellensittich im Glas.

Zusammenfassung: Die wichtigsten Punkte
– Art. 20a GG verlangt als Staatszielbestimmung ein „ethisches Mindestmaß“ an Tier-

schutz.
– Subjektive Rechte für die Natur und Tiere gewährt Art. 20a GG nach h. M. nicht.
– In der Praxis ist Art. 20a GG bei der Rechtfertigung von Eingriffen in vorbehaltlose Grund-

rechte von Bedeutung.
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